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Gesetz zum Zweiten Abkommen vom 16. August 1960 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den Vereinigten Staaten von Amerika 
über gewisse Angelegenheiten, die sich aus der Bereinigung 
deutscher Dollarbonds ergeben 

Vom 26. April 1961 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes¬ 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Zustimmung zum Abkommen 

Dem in Bonn am 16. August 1960 Unterzeichneten 
Zweiten Abkommen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und den Vereinigten Staaten von Ame¬ 
rika über gewisse Angelegenheiten, die sich aus der 
Bereinigung deutscher Dollarbonds ergeben, wird 
zugestimmt. Das Abkommen wird nachstehend ver¬ 
öffentlicht. 

Artikel 2 

Durchführungsvorschriften zum Abkommen 

(1) Für Dollarbonds, die im Verzeichnis zu Arti¬ 
kel I Abs. 1 des Abkommens aufgeführt sind, gelten 
die Vorschriften der Dreizehnten Durchführungsver¬ 
ordnung zum Bereinigungsgesetz für deutsche Aus¬ 
landsbonds (Endgültige Verwaltungsabgabe) vom 
10. November 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 682) mit der 
Maßgabe, daß die von den Ausstellern nach § 1 
dieser Verordnung zu entrichtende Verwaltungsab¬ 
gabe für das Bereinigungsverfahren vier vom Hun¬ 
dert des Bemessungsbetrages beträgt; für Dollar¬ 
bonds, die im Verzeichnis unter Nummer 1 aufge¬ 
führt sind, ist die Verwaltungsabgabe von den 
Garanten zu entrichten. 

(2) Für Dollarbonds, die in dem in Absatz 1' 
genannten Verzeichnis unter Nummer 1 aufgeführt 


sind, gelten die Vorschriften des Auslandsbonds- 
Entschädigungsgesetzes vom 10. März 1960 (Bundes¬ 
gesetzbl. I S. 177) mit der Maßgabe, daß die Lei¬ 
stungspflicht gegenüber Entschädigungsberechtigten 
(§ 5 Abs. 1 des Auslandsbonds-Entschädigungs- 
gesetzes) zwei Monate nach Ablauf der Anmelde¬ 
frist, frühestens jedoch zwei Monate nach Abgabe 
des Regelungsangebotes der Garanten beginnt. 

Artikel 3 

Konkursrechtliche Vorschriften 

(1) über das im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
befindliche Vermögen von juristischen Personen, die 
am 8. Mai 1945 ihren Sitz im Deutschen Reich inner¬ 
halb seiner Grenzen vom 31. Dezember 1937 gehabt 
haben und die im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
weder eine gewerbliche Niederlassung noch einen 
allgemeinen Gerichtsstand haben, findet ein Kon¬ 
kursverfahren auch dann statt, wenn die Voraus¬ 
setzungen des § 238 Abs. 2 der Konkursordnung 
nicht gegeben sind. Für das Verfahren ist das Amts¬ 
gericht ausschließlich zuständig, in dessen Bezirk 
sich das Vermögen befindet. 

(2) Vorschriften, die eine Inanspruchnahme des 
Schuldners wegen seiner Verbindlichkeiten bis auf 
weiteres ausschließen, bleiben unberührt. 

(3) Die Kosten der Bereinigung, die von den Aus¬ 
stellern von Auslandsbonds nach §§ 63, 64 des 
Bereinigungsgesetzes für deutsche Auslandsbonds 
vom 25. August 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 553) zu 
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